Der Aktionar Frank Scheunert, Dubendort, Schweiz, hat
folgenden  Gegenantrag zu TOP 2 und TOP 3 eingereicht:

- Gegenantrag A -

" lch werde dem Vorschiag von Vorstand und Aufsichtsrat zu TOP 3. zur Entlastung
der Mitglieder des Aufsichisrats widersprechen und folgenden Gegenantrag stellen:

.Die Beschlussfassung (ber die Entlastung der im Geschaftsjahr 2006/07
amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats wird vertagt. Hieriiber soll friihestens die
ordentliche Hauptversammiung fiir das Geschafitsjahr 2007/08 Beschluss fassen.*

{
|

- Gegenantrag B - '

" Dariiber hinaus wird zu TOP 2 (Entlastung des Vorstands) und TOP 3. (Entlastung
des Aufsichtsrats) folgender Gegenantrag gestellt:

.Beschlussfassung liber die Einleitung einer Sonderpriifung.

Es soll eine Sonderpriifung statlfinden zur Untersuchung der Vorgénge im
Zusammenhang mit der Eingehung sogenannter Portfolioinvestmentaktivitaten,
einschlieflfich der Ubernahme von Risiken gegeniiber den Zweckgesellschaften
.Rhineland Funding” und ,Rhinebridge” (weiterhin ,Portfolioinvestmentaktivitdten®
genannt), die die Risikotragféhigkeit der Bank bei weitem (berstiegen und zur
Existenz bedrohenden Krise gefiihrt haben.
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Der Aktionär Frank Scheunert, Dübendorf, Schweiz, hat
folgenden Gegenantrag zu TOP 2 und TOP 3 eingereicht:


Der Sonderprifer mége folgende Untersuchungen vornehmen:

1.

i

i".

Risikotiberwachung

1.

War das im Geschaftsjahr 2006/07 installierte Risikoilberwachungssystem
geeignel, die Bestandssicherungsverantwortung der Verwaltung zu
erfiiflen ?

Haben Mangel im Sinne vorstehend zu Ziff. 1. zu einem Versagen der
Risikouberwachung gefihrt und/oder ist gegen das bestehende
Uberwachungssystem verstoRen worden ? Welche Verstéfle waren dies
im Einzeinen ?

Hat der Aufsichtsrat das im Geschéftsjahr 2006/07 installierte Risikoilber-
wachungssystem auf seine Geeignetheit, evil. Maéngel und die
ordnungsméagige Durchfihrung laufend aberpriift und iiberwacht ?

Gab es Hinweise des Abschlusspriifers auf Méangel in der Installation und
Durchfihrung des Risikoitberwachungssystems ? Wenn ja, wann und wie
hat die Verwaltung hierauf reagiert ?

Reporting

1.

Hat der Vorstand den Aufsichtsrat, den Abschlusspriifer und die Aktionérs-
offentlichkeit ordnungsgeméR, regelmaBig und volisténdig dber die
~Fortfolioinvestmentaktivitaten™ insbesondere die daraus erwachsenen
Risiken .informiert ?

Welche Informationen - insbesondere laufender Art — lagen dem Auf-
sichtsrat dber dje ,Portfolioinvestmentaktivitaten® vor ? Welche Konse-
quenzen hat der Aufsichtsrat aus diesen Informationen gezogen ?

Versto3e gegen die Vermdgensbetreuungspflicht

1.

Hat der Vorstand seine Sorgfaltspfiichten im Sinne einer Vermdgensbe-
freuungspfiicht (§ 93 AktG) bei der Eingehung und Durchfiihrung der
~Fortfolioinvestmentaktivitdten verletzt 7

Dabei ist inshesondere zu untersuchen, ob und in welchem MaRe die
Risikotragféhigkeit der Bank nicht mehr gegeben war, weil die Risiken nicht
mit der jeweils bestehenden Ertrags- und Finanzkraft in Einklang standen.



Zu untersuchen st auch, ob und in welchem Umfang Verpflichtungen zum
Handeln, insbesondere zur Schadensabwehr und Schadensminimierung
verlefzt wurden, so z.B. bei den ersten Anzeichen der US-subprime-Krise.

Hat der Aufsichtsrat seine Uberwachungs-, Kontroll- und Berichtspfiichten
verfetzt im Zusammenhang mit der Eingehung und Durchfithrung der
~Portfolioinvestmentaklivitdten” ? Dabei ist auf die Fragestellungen
vorstehend zu Ziff. 1. einzugehen.

V. Absechlusspriifer und Kiw

1.

Hat die Abschlusspriiferin KPMG die ihr obliegenden Hinweis-, Priifungs-
und Berichtspflichten ordnungsgemaf im Hinblick auf die ,Portfolicinvest-
mentaklivitdten™ erfillf, wobei insbesondere auf die Notwendigkeit einer
Bilanzierung der Risiken und evtl. Méangel und Verletzungen der Risiko-
Uberwachung abzustellen jst ?

Inwieweit war die Mehrheitsaktiondrin KRW in das Reporting tber die
~Portfofioinvestmentaktivitaten® eingebunden ? Hat die KW Einfluss — und
wenn in weicher Form — auf die Entscheidungstréger der IKB AG und ihrer
Tochtergesellschaften ausgedbt, bestimmte Mafnahmen durchzufiihren
oder zu unterlassen ?

Zum Sonderpriifer wird

bestellt.

Herr Rechtsanwalf
Prof. Dr. Klaus Steiner, Heidelberg,

Der Sonderpriifer kann die Unterstiitzung von fachlich qualifiziertem Personal,
insbesondere von Personen mit branchenspezifischen Kenntnissen heranziehen.

Begrundung zu Gegenantrag A und Gegenantrag B:

)

" Den Mitgliedern des Aufsichtsrats kann gegenwartig keine Entlastung erteiit werden.
Es bestehen hinreichende Anhaltspunkte dafir, dass der Aufsichtsrat seine
Uberwachungs- und Kontrolifunktion im Hinblick auf die “Portfolioinvestment-
aktivitaten® verletzt hat und damit ebenfalls fur die eingetretene Existenz bedrohende
Krise der IKB AG verantwortlich ist. :

Aus diesem Grunde soll die Beschlussfassung Uber die Entlastung der Mitglieder des
amtierenden Aufsichtsrats vertagt werden und frihestens in der nachsten
ordentlichen Hauptversammlung hieriiber Beschluss gefasst werden, sofern bis
dahin die Verantwortung des Aufsichtsrats ausreichend untersucht wurde.
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DarUber hinaus solf zu den Tagesordnungspunkten 2. und 3. ein Sonderprifer
bestellt werden, der die Verantwortung der Verwaltung fir die eingetretene Krise
untersucht. Zwar hat die Verwaltung PwC bereits mit einer Sonderuntersuchung
beauftragt, diese ist allerdings der Aktionarsoffentlichkeit bisher nicht vorgelegt
worden und es ist auch woh! nicht beabsichtigt, diese vorzulegen.

Dartber hinaus soll auch - wohl aus gutem Grunde - klammheimlich der bisherige
Abschlussprifer ausgewechselt werden. Auch die Rolle der Mehrheitsaktionarin
Kreditanstalt fur Wiederaufbau soll untersucht werden, so dass es sich fur diese
empfehlen durfte, zu diesem Punkt ihr Stimmrecht zumindest ruhen zu lassen.

Hinweis der Verwaltung zum Gegenantrag B des Aktionars Frank Scheunert zu TOP 2
und TOP 3 der Hauptversammlung

Zu TOP 2 und TOP 3 der Hauptversammlung hat der Aktionar Frank Scheunert den
Antrag gestellt, in der Hauptversammlung am 27. Marz 2008 Uber die Einleitung einer
Sonderprufung zur Untersuchung der Vorgange im Zusammenhang mit der
Eingehung sogenannter Portfolioinvestmentaktivitaten, einschliellich der Ubernahme
von Risiken gegentuiber den Zweckgesellschaften ,Rhineland Funding” und
»Rhinebridge* Beschluss fassen zu lassen.

Der zu bestellende Sonderprufer soll gemaf Ziffer IV.1 des Antrags des Aktionars
Scheunert auch untersuchen, ob die Abschlusspruferin KPMG die ihr obliegenden
Hinweis-, Prifungs- und Berichtspflichten ordnungsgemaf im Hinblick auf die
Portfolioinvestmentaktivitaten erfullt hat, wobei insbesondere auf die Notwendigkeit
:|einer Bilanzierung der Risiken und eventuelle Méngel und Verletzungen der
Risikolberwachung abzustellen sein soll. Vorstand und Aufsichtsrat der IKB Deutsche
Industriebank AG halten den Sonderprifungsantrag des Aktionars Scheunert insoweit |.
fur unzulassig.

Gemal § 142 Abs. 1 Satz 1 AktG kann die Hauptversammlung Sonderprufer nur zur
Prufung von Vorgangen bei der Griindung oder der Geschaftsfuhrung bestellen.
Handlungen oder Unterlassungen des gewahlten, von der Verwaltung unabh&ngigen
Abschlussprifers konnen daher nicht zum Gegenstand einer Sonderprifung gemacht



s211333
Schreibmaschinentext
"

s211333
Textfeld
Hinweis der Verwaltung zum Gegenantrag B des Aktionärs Frank Scheunert zu TOP 2 und TOP 3 der Hauptversammlung

Zu TOP 2 und TOP 3 der Hauptversammlung hat der Aktionär Frank Scheunert den Antrag gestellt, in der Hauptversammlung am 27. März 2008 über die Einleitung einer Sonderprüfung zur Untersuchung der Vorgänge im Zusammenhang mit der Eingehung sogenannter Portfolioinvestmentaktivitäten, einschließlich der Übernahme von Risiken gegenüber den Zweckgesellschaften „Rhineland Funding“ und „Rhinebridge“ Beschluss fassen zu lassen. 

Der zu bestellende Sonderprüfer soll gemäß Ziffer IV.1 des Antrags des Aktionärs Scheunert auch untersuchen, ob die Abschlussprüferin KPMG die ihr obliegenden Hinweis-, Prüfungs- und Berichtspflichten ordnungsgemäß im Hinblick auf die Portfolioinvestmentaktivitäten erfüllt hat, wobei insbesondere auf die Notwendigkeit einer Bilanzierung der Risiken und eventuelle Mängel und Verletzungen der Risikoüberwachung abzustellen sein soll. Vorstand und Aufsichtsrat der IKB Deutsche Industriebank AG halten den Sonderprüfungsantrag des Aktionärs Scheunert insoweit für unzulässig. 

Gemäß § 142 Abs. 1 Satz 1 AktG kann die Hauptversammlung Sonderprüfer nur zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung oder der Geschäftsführung bestellen. Handlungen oder Unterlassungen des gewählten, von der Verwaltung unabhängigen Abschlussprüfers können daher nicht zum Gegenstand einer Sonderprüfung gemacht werden. 





